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Rentenpolitischer 
„Offenbarungseid" von 

Rot-Grün 
^'s rentenpolitischen „Of- 
Jenbarungseid"  hat  die 

DU-Vorsitzende Ange- 
la Merkel die Rentenbe- 
Schlüsse der Bundesregie- 
rung bezeichnet. 

Es handle sich dabei um 
^schwere Zumutungen für 

le Rentnerinnen und Rent- 

ner", sagte Merkel nach Sit- 
zungen von Präsidium und 
Bundesvorstand. Die Kom- 
bination aus höheren Pflege- 
beiträgen und einer Null- 
runde sei in der Geschichte 
derBundesrepublikDeutsch- 

land ein bislang einmaliger 
Vorgang.    Fortsetzung Seite 2 
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Fortsetzung von Seite 1 

Ausdrücklich machte die 
CDU-Vorsitzende die Bun- 
desregierung für die aktu- 
elle Krise der Rentenkassen 
verantwortlich. Rot-Grün 
habe nicht nur 1998 den 
demografischen Faktor ab- 
geschafft, sondern auch die 
schlechte wirtschaftliche 
Lage herbeigeführt. Inzwi- 
schen gibt es in Deutschland 
650.000 Beschäftigte weni- 
ger und damit auch entspre- 
chend weniger Beitragszah- 
ler als im Vorjahr. 

Irrweg Ökosteuer 

Angela Merkel kündigte 
an, dass die CDU für die 
kurzfristigen Maßnahmen 
von Rot-Grün keine Haftung 
übernehmen werde, da es 
sich hierbei um ein klares 
Verschulden der Bundesre- 
gierung seit 1998 handle. Es 
sei einhellige Meinung in der 
CDU, dass es „mit einer uni- 
ons-geführten Bundesregie- 
rung niemals zu einer sol- 
chen Lage gekommen wäre". 
In diesem Zusammenhang 
wies die CDU-Vorsitzende 
daraufhin, dass sich die Öko- 

steuer als „vollkommener 

Irrweg" erwiesen habe. Denn 
die Ökosteuer in Höhe von 
18,8 Milliarden Euro habe 
die Probleme nicht gelöst, 
sondern nur „StrukturrnaD- 
nahmen" verhindert. Dem 
pflichtete auch der Vorsit- 
zende der CDU/CSÜ- 
Arbeitsgruppe Gesundheit 
und soziale Sicherung, An- 
dreas Storm, bei: „Wenn nun 
zum ersten Mal in der Ge- 
schichte der Bundesrepublik 
Deutschland die Renten um 
0,85 Prozent gekürzt werden, 

dann bedeutet das, dass die 
Rentner in einer Art und 
Weise belastet werden, die 
mit einer ausgewogenen 
Verteilung von Lasten nichts 
mehr zu tun hat", so Storm- 

Die CDU/CSU-Fraktion 

habe bereits im Frühsomme1" 
die Regierung im Pariamen1 

aufgefordert, eine langfr's' 
tige Reform in diesem Jahr in 
die Wege zu leiten. Die Regie' 
rung habe jedoch alle War- 
nungen in den Wind geschla- 
gen. „Sie war nicht bereit, am 
Warnungen der Rentenvers1' 
cherungsträger im Frühsom- 
mereinzugehen", sagte Storm- 
Jetzt könne man nur noch o'e 

Notbremse ziehen. 
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HERBSTGUTACHTEN 

LAURENZ   MEYER: 

Bundesregierung verwaltet nur 
noch den Mangel 

J*Ü*l Herbstgutachten der 
y'rtschaftsforschungsins- 
lltute erklärte CDU-Gene- 
ra|sekretär Laurenz Meyer: 

Erneut muss die Bundes- 
regierung ihre Konjunk- 
turprognose nach unten 
*0rrigieren: Nachdem die 
führenden Wirtschaftsfor- 
schungsinstitute für dieses 

r eine Fortsetzung der 
[nation vorhergesagt ha- 

Jah 
Sta 
ber», wird auch die Bundes- 
re§ierung ihre allzu opti- 

•stischen Versprechungen 
•derrufen müssen. Erneut 

*e'gt sich, dass der Bundes- 
haushalt 2003/2004 kom- 
plett auf Sand gebaut ist. 

Das Gutachten von heute 
Jf'ßt nichts anderes als: Rot- 
Wün beschert Deutschland 
jjas dritte Jahr Stagnation in 
°'ge. Schröders Wirt- 

Schaftspolitik ist ein einzi- 
^ Verwalten des Mangels; 

achstum und Mehren des 
^°hlstands in Deutschland 
n'At dieser Kanzler als Ziel 
langst aufgegeben. 

^ür das kommende Jahr 
8»t das Prinzip Hoffnung: 

'   Prozent Wachstum im 
;ahr 2004 - angesichts der 
fachlichen   Wirtschafts- 
°'Uik von Rot-Grün kann 
an schon jetzt Wetten dar- 

auf abschließen, wann die 
Wirtschaftsforscher auch 
diese Zahl nach unten korri- 
gieren müssen. 

Positive Impulse kom- 
men allein aus dem Ausland. 
Rot-Grün hat mit dieser Ent- 
wicklung auf jeden Fall 
nichts zu tun. Im Gegenteil: 
Noch nie hat eine Bundesre- 
gierung Bürger und Unter- 
nehmen derart verunsichert 
wie die jetzige. Noch nie wa- 
ren so viele Menschen ar- 
beitslos, noch nie meldeten 
so viele Unternehmen Kon- 
kurs an. Über 40.000 Unter- 
nehmen steuern in diesem 
Jahr in die Pleite - das sind 
110 pro Tag oder fünf in der 

Stunde. 
Die logische Folge ist, 

dass die Zahl der Beschäf- 
tigten immer weiter zurück- 
geht. Im Vergleich zum Vor- 
jahr arbeiten 650.000 Men- 
schen weniger in Deutsch- 

land. Auch dieser Trend 
wird sich weiter fortsetzen. 
Das heißt: Diese Menschen 
fehlen als Steuerzahler und 
Beitragszahler für die so- 
zialen Sicherungssysteme. 
Auch die Hartz-Vorschläge 
werden an dieser traurigen 
Lage nichts ändern - das ha- 
ben die Wirtschaftsforscher 
dem Kanzler heute noch ein- 
mal ausdrücklich bestätigt. 
Die Probleme auf dem Ar- 
beitsmarkt werden so nicht 
gelöst. Die Botschaft der 
Forscher an den Kanzler 
heißt ganz eindeutig: Schrö- 
ders Prinzip Hoffnung reicht 
nicht, um den Menschen in 
Deutschland endlich wieder 
Vertrauen in die Zukunft zu 
geben. 

Die Regierung muss jetzt 
schleunigst die weitreichen- 
den Vorschläge zu Arbeits- 
marktreform, zur Zusam- 
menlegung von Arbeitslo- 
sen- und Sozialhilfe und zur 
Entbürokratisierung be- 
rücksichtigen, die die Union 
im Bundesrat eingebracht 
hat. Und erneut zeigt sich, 
dass die langfristige Reform 
der sozialen Sicherungssys- 
teme und des Steuersystems 
dringend auf der Tagesord- 
nung stehen. 
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LKW-MAUT 

Vertragsregelungen erklärungsbedürftig 
Die für September ge- 
plante Einführung der 
LKW-Maut rückt weiter 
in die Ferne. Nachdem der 
Start wegen technischer 
und rechtlicher Probleme 
zunächst auf November 
2003 verschoben wurde, 
ist jetzt der 1. Juli 2004 im 
Gespräch. 

Nicht nur für das Ver- 
kehrsministerium und das 
Betreiberkonsortium ein 
peinlicher Vorgang, son- 
dern ein Ansehensverlust 
des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland. Im Verkehrs- 
ausschuss des Bundestages 
haben in der vergangenen 
Woche die Experten der 
CDU Einsicht in Teile des 
17.000 Seiten umfassenden 
Vertragswerkes erhalten und 
waren nach der Sitzung 
sichtlich unzufrieden mit den 
von der Bundesregierung 
ausgehandelten Vertragsde- 
tails. Insbesondere die Frage 
der Konventionalstrafe sei 
mangelhaft gelöst worden. 

„Einem monatlichen 
Schaden von 156 Millionen 
Euro steht zunächst lediglich 
ein Regressanspruch von 7,5 
Millionen Euro gegenüber, 
rügte der verkehrspolitische 
Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Dirk Fi- 
scher. Auch ab 1. April könn- 
ten 15 Millionen Euro einen 
monatlichen Einnahmeaus- 

fall von dann 183 Millionen 
Euro nicht einmal ansatz- 
weise ausgleichen. Die Re- 
gierung habe „ohne Rück- 
sicht auf Verluste" einen 
Vertag zu Lasten des Steu- 
erzahlers geschlossen, beton- 
te Fischer. Nach Angaben 
des Ausschussvorsitzenden 
Eduard Oswald benötigten 
die Parlamentarier zunächst 
mehr Zeit, um die „kompli- 
zierte Rechtsmaterie" zu 
sichten und zu bewerten. Fi- 
scher verwies darauf, dass in 
der Ausschreibung noch eine 
Vertragsstrafe von 9,5 Mil- 
lionen Euro pro Tag vorge- 
sehen sei. „Die Diskrepanz 
zur Vertragsregelung ist im 
höchsten Maße erklärungs- 
bedürftig", sagte der ver- 
kehrspolitische Sprecher. 

Da ein Start der Maut vor 
dem 1. Juli nach Auffassung 
der CDU-Politiker unrealis- 
tisch sei, entstehe dem Bund 
voraussichtlich ein finanzi- 
eller Schaden von insgesamt 
1,8 Milliarden Euro. Ob über 
die Vertragsstrafen hinaus 
Schadenersatzansprüche 
vor Gericht Bestand hätten, 
sei aber keineswegs sicher. 

Hierein inhaltlicher Aus- 
zug aus dem Rahmenvertrag: 
• VERTRAGSSTRAFEN: 
Vorgesehen ist ab dem dritten 
Monat nach Verstreichen des 
vereinbarten Termins der 
Maut-Erhebung   eine   Ver- 

tragsstrafe von 250 000 Euro 
pro Tag, ab dem siebten Mo- 
nat das Doppelte. Eine Be- 
grenzung des Zeitraums gib* 
es nicht. Als Starttermin 
wurde der 31. August 2003 
vereinbart. 
• SCHADENERSATZ: Die 
so genannten verschuldens- 
abhängige Haftung bei Ver- 
letzung von Vertragspflich- 
ten wurde neben der Vetrags- 
strafe, also vor dem Start des 
Mautsystems, ausgeschlos- 
sen. Der Haftungsausschluss 

gelte aber nur bei „fahrlässi- 
ger Nichterfüllung", sage11 

Juristen. Für grob fahrlässi- 
ges, vorsätzliches oder be- 
wusstes Handeln müsse das 
Unternehmen einstehen. 
• KÜNDIGUNG: Es giW 
zwei Kündigungstermine- 
Sollte das System bis zum l* 
Dezember 2003 nicht funk- 
tionieren, kann der Bund 
erstmals kündigen. In diesem 
Fall kann er entweder Scha- 
denersatz fordern für bishe- 
rige und künftige Mautein- 
nahmen. Danach könnte der 
Bund die Projektgesellschah" 

Toll Collect entweder ganz 
oder teilweise selbst über- 
nehmen oder an einen neuen 
Betreiber übergeben. Der 
zweite Kündigungstermin >s 

der 31. Mai 2004, wenn bis 

zu diesem Zeitpunkt der Pr°' 
bebetrieb noch nicht erfolg' 
reich läuft. 
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REISEBERICHT   AUS   SIMBABWE1 

EUROPAWAHL   2004 

Pöttering ist CDU-Spitzenkandidat 
Der CDU-Bundesvor- 
stand hat den Fraktions- 
yorsitzenden der Europä- 
ischen Volkspartei (EVP), 
Hans-Gert Pöttering, zum 
Spitzenkandidaten für die 
Europawahlen im Juni 
2004 nominiert. 

Er werde sich mit aller 
^aft dafür einsetzen, dass 
die EVP an ihren Wahler- 
folg von 1999 anknüpfe, er- 
härte Pöttering. Die CDU 
stelle „die Mitte der EVP1 

dar und werde auch weiter- 
en ein „Anwalt des Stabi- 

litätspaktes" sein. Zudem 
müsse die Reform der Eu- 
ropäischen Union weiter 
vorangetrieben werden: 
„Die Partei der Einheit 
Deutschlands ist auch die 
Partei der europäischen Ei- 

nigung", so der EVP-Frak- 
tionsvorsitzende. Hans-Gert 
Pöttering ist seit 1979 Ab- 
geordneter im Europäi- 
schen Parlament. Vor vier 
Jahren wurde der CDU-Po- 
litiker zum Vorsitzenden 
der EVP-Fraktion gewählt 
und trat damit die Nachfolge 
des früheren belgischen 
Premierministers Martens 
an. Die EVP stellt mit 232 
Abgeordneten aus 15 Mit- 
gliedsländern die weitaus 
größte Fraktion im Europäi- 
schen Parlament dar. 

Druck auf Mugabe verstärken 
Der CDU-Bundestagsab- 
§eordnete Egon Jüttner 
fordert nach einer Reise 
lr,s afrikanische Simbabwe 
^stärkten Druck der in- 
ternationalen Gemein- 
schaft auf Präsident Mu- 
gabe: 

Trotz einer für afrikani- 
sche Verhältnisse guten In- 
trastruktur verschärft sich 
jj'e Wirtschaftskrise in Sim- 
babwe   weiter.   Farmbeset- 

Ur>gen und -enteignungen 
baben zu einem drastischen 
Rückgang der landwirt- 
schaftlichen Produktion ge- 
ehrt. Die Inflation liegt bei 

a- 500 %, Benzin ist nur auf 

dem Schwarzmarkt zu erhal- 
ten, die Banken zahlen nur 
noch in äußerst geringem 
Umfang Bargeld aus. Von 
den 12 Millionen Einwoh- 
nern des Landes müssen ca. 5 
Millionen durch das Wel- 
ternährungsprogramm der 
Vereinten Nationen ernährt 
werden. 

Verantwortlich für diese 
Situation ist das Regime Prä- 
sident Mugabes, das sich 
durch Wahlfälschung, Ein- 
schüchterung der Opposition 
und die Instrumentalisierung 
der Landreformfrage für po- 
litische Zwecke an der Macht 
hält. Die Menschen leiden 

unter eklatanten Menschen- 
rechtsverletzungen und einer 
Hungersnot, die in dereinsti- 
gen Kornkammer Afrikas 
ihre Ursachen in Mißwirt- 
schaft und politischer Will- 
kür hat. Weder die Nachbar- 
staaten, für die Simbabwe zu- 
nehmend zu einem Faktorder 
Instabilität wird, noch die in- 
ternationale Gemeinschaft 
können sich der Verantwor- 
tung für die betroffenen Men- 
schen entziehen. Sie müssen 
ihre - wenn auch relativ be- 
scheidenen - Möglichkeiten 
einsetzen, um auf die weitere 
Entwicklung in Simbabwe 
Einfluß zu nehmen. 
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JU/MIT 

Junge Union unterstützt 
Reformkurs der CDU 

Die Junge Union unter- 
stützt die CDU-Vorsit- 
zende Angela Merkel bei 
der Durchsetzung des Her- 
zog-Konzepts. Der Vorsit- 
zende der Nachwuchsor- 
ganisation von CDU und 
CSU, Philipp Mißfelder, 
forderte Merkel am Sams- 
tag auf dem Deutschland- 
tag der JU in Cottbus auf, 
in dieser Frage „stand- 
haft" zu bleiben. 

Merkel erläuterte den 
rund 330 Delegierten die 
Herzog-Pläne. In ihrer 
Rede  ging  Merkel scharf 

mit der Rentenpolitik der 
Regierung ins Gericht. Ur- 
sache für die prekäre Fi- 
nanzlage in den Rentenkas- 
sen sei allein die „desaströse 
Rentenpolitik" von Rot- 
Grün. „Die Union wird 
Flickschusterei bei der 
Rente nicht mitmachen", 
sagte die Parteivorsit- 
zende. Allerdings, so 
Merkel, seien die Rentenbe- 
schlüsse zum größten Teil 
nicht im Bundesrat zustim- 
mungspflichtig. Die SPD 
habe in 16 Jahren Oppositi- 
onszeit  nichts   getan,   um 

sich auf die Regierungszeit 
vorzubereiten. Sie habe 
nicht die Absicht, diesen 
„grandiosen Fehler" zu wie- 
derholen, erklärte die CDU- 
Vorsitzende. 

JU-Chef Mißfelder wies 
daraufhin, wie wichtig es sei, 
die öffentliche Diskussion 
über das Herzog-Konzept zu 

suchen. Mißfelder zeigte sich 
überzeugt, dass auch die äl- 
tere Generation zum Ver- 
zicht bereit sei, wenn man ih- 
nen klar sage, dass es um die 
Chancen auf Wohlstand für 
die Jüngeren gehe. 

M I T - B U N D E S K 0 N G R E S S 

Rauen im Amt bestätigt 
Die Delegierten des MIT- 
Bundeskongresses haben 
den Vorsitzenden Peter 
Rauen mit 98,2 Prozent 
(81,7 Prozent in 2001) für 
weitere zwei Jahre an die 
Spitze der Vereinigung 
gewählt. 

Als Stellvertreter 
wählte die Versammlung 
Barbara Ahrons (Ham- 
burg), Hartmut Schauerte 
(NRW), Christian Ehler 
(Brandenburg), Josef 
Schiarmann (Niedersach- 
sen), Jürgen Presser (Saar- 

land) und 
Hans Mi- 
chelbach 
(Bayern). 
Zur Ver- 
abschie- 
dung  des 
MIT-Programms „Kölner 
Leitsätze" erklärte der alte 
und neue Bundesvorsit- 
zende der MIT, Peter 
Rauen, seine grundsätzli- 
che Zustimmung zu den 
Herzog-Vorschlägen: „Die 
Kosten für die soziale Si- 
cherung müssen weitestge- 

hend vom Faktor Lohn ab- 
gekoppelt werden." Bei der 
Kranken- und Pflegeversi- 
cherung müsse mit Prä- 
mien auf Kapitaldeckung 
und mehr Eigenbeteiligung 
umgeschwenkt werden. 
„Die Bürgerversicherung 
ist mit der MIT nicht zu ma- 
chen", so Rauen. Der Vor- 
sitzende kündigte an, dass 
die Mittelstandsvereini- 
gung ihre Positionen auf 
dem CDU-Bundespartei- 
tag Anfang Dezember ein- 
bringen werde. 
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Aus   DEN   LäNDERN' 

Dieter Althaus neuer Präsident 
des Bundesrates 

Uer Thüringer Minister- 
präsident Dieter Althaus 
lst neuer Bundesratspräsi- 
de"t. Der Bundesrat wähl- 
e Althaus in der vergan- 

genen Woche turnusge- 
"läß für eine Amtszeit von 
einemjahr. 
Er ist damit Nachfolger des 
ausscheidenden Minister- 
Präsidenten des Landes 
Sachsen-Anhalt, Wolfgang 
B°hmer, der künftig das Amt 
es Vizepräsidenten ein- 

nirnmt. Traditionsgemäß er- 
folgte die Wahl durch Aufruf 

er Länder. Fürdie kommen- 

den Bundesratssitzungen er- 
wartet Althaus vor allem 
Nachbesserungen bei den 
vom Bundestag beschlosse- 
nen Hartz-Gesetzen. Er gehe 
fest davon aus, dass sich der 
Vermittlungsausschuss   mit 

der Zusammenfuhrung der 
Vorschläge von Union und 
Bundesregierung beschäfti- 
gen werde. Dieter Althaus ist 
erst seit vier Monaten Mini- 
sterpräsident in Thüringen. 
Anfang der 90er Jahre war er 
Kultusminister. Im Jahr 2000 
hatte er die Fraktionsführung 
der Union im Landtag in Er- 
furt übernommen. 

•illl.WJ 
Weitere Informationen 

zu den Ergebnissen 
der Bundesrats- 

sitzungen: 
www.bundesrat.de 

FÖDERALISMUS-KOMMISSION   KANN   BEGINNEN 

Neuordnung des 
Bund-Länder-Verhältnisses 

"'e Föderalismus-Kom- 
mission kann endgültig 
•nre Arbeit aufnehmen, 
^pch dem Bundestag 
stimmte auch der Bundes- 
rat mit den Voten aller 
Länder der Einsetzung 
des Gremiums zu. 

Die Kommission soll 
b|s Ende 2004 Vorschläge 
far eine grundlegende Neu- 
ordnung des Kräfteverhält- 
nisses zwischen Bund und 
Ländern ausarbeiten. Sach- 

sen-Anhalts Ministerpräsi- 
dent Wolfgang Böhmer 
meinte, es bestehe Kon- 
sens, dass etwas geschehen 

müsse. 
Das Gremium soll am 7. 

November seine Arbeit 
aufnehmen. Themen sind 
die Reduzierung der Zahl 
der zustimmungsbedürfti- 
gen Gesetze auf der einen 
und die Stärkung der Län- 
derkompetenzen auf der 
anderen Seite. Auch über 

die Finanzverfassung soll 
gesprochen werden. 

In der Kommission sind 
Bundestag und Bundesrat 
mit je 16 Vollmitgliedern 
vertreten. Ihr gehören 
außerdem Vertreter der 
Bundesregierung (4), der 
Landtage (6) und der Kom- 
munen (3) an. Stimmbe- 
rechtigt sind allerdings le- 
diglich die Mitglieder von 
Bundestag und Länder- 
kammer. 

UID 34/2003 • 7 



Aus   DEN   LäNDERN 

UMBAU   DER   SOZIALSYSTEME 

Wulff: Gerechtigkeit und Barmherzigkeit 
„Unsere globalisierte Welt 
wird immer unberechen- 
barer. Deshalb müssen 
wir gemeinsame Werte 
und Ziele formulieren, 
auch wenn wir unter- 
schiedliche Weltanschau- 
ungen haben", sagte Nie- 
dersachsens Ministerprä- 
sident Christian Wulff bei 
einem Vortag zu dem The- 
ma „Gerechtigkeit und 
Barmherzigkeit". 

Werte seien keine abs- 
trakten Begriffe. „Jeder von 
uns muss Werte mit Leben 
füllen und anderen vorle- 
ben." In einer Gesellschaft 
seien Probleme nur mit ge- 
meinsamen Wertvorstellun- 
gen und Visionen zu lösen, 
sagte Wulff. Dazu gehörten 
Gerechtigkeit, Barmherzig- 
keit und Solidarität. Soli- 
darität bedeute, sich für 
Menschenrechte, Pflegebe- 

dürftige und sozial Schwa- 
che einzusetzen. „Dafür 
müssen wir dringend die 
sozialen Sicherungssyste- 
me in Deutschland um- 
bauen." Die alternde Bevöl- 
kerung bei sinkender Gebur- 
tenrate, hohe Arbeitslosen- 
zahlcn und immense Staats- 
schulden forderten eine 
gründliche Reform des So- 
zialstaats, sagte Wulff. „Das 
funktioniert allerdings nur 
mit mehr Eigenverantwor- 
tung derer, die dazu in der 
Lage sind. Der Staat ist auf- 

gerufen, den Menschen da- 
zu Spielräume zu eröffnen." 
Ministerpräsident Wulff gab 
zu bedenken, dass die Ge- 
sellschaft heute nicht nur un- 
ter materieller Armut, son- 
dern auch an zwischen- 
menschlicher Armut leide: 
Kinder würden mit Video- 
spielen oder Fernsehgeräten 
abgespeist. „Wir müssen 
auch diese Armut entdecken 
und dabei ist Barmherzig- 
keit gefordert", appellierte 
Wulff. Gerechtigkeit müsse 
mit Barmherzigkeit ergänzt 
werden, um zu der wirkli- 
chen sozialen Tugend zu 
werden, die Staat und Ge- 
sellschaft dringend brauch- 
ten: „Die modernen Demo- 
kratien haben vom Christen- 
tum gelernt, dass Gerechtig- 
keit ohne Barmherzigkeit 
arm ist. Dies dürfen wir nicht 
vergessen!" 

GEMEINSAMES   V E R W A LT U N G S P 0 R T A L 

Das Innenministerium Baden- 
Württemberg hat in der ver- 
gangenen Woche das Verwal- 
tungsportal www.servicc- 
bw.de freigeschaltet. Unter 
dieser Internet-Adresse kön- 
nen sich künftig Bürger, Unter- 
nehmen, Verbände und Ver- 
waltungsmitarbeiter über 
Behörden und öffentliche Stel- 

len in Baden-Württemberg so- 
wie über Verwaltungsdienst- 
leistungen und -ablaufe infor- 
mieren sowie einzelne Verwal- 
tungsvorgänge elektronisch 
abwickeln. Im Einzelnen bietet 
das Verwaltungsportal: • ei- 
nen Behördenwegweiser. 
Schon jetzt sind darin rund 
8.500 öffentliche Stellen, dar- 

unter alle Schulen, Polizei- 
dienstslellen, Gerichte, Grund- 
buchämter und sämtliche 
Kommunen • Einzelne Le- 
benslagen und Themenkom- 
plexe wie beispielsweise Ge- 
burt, Hochzeit, Umzug • Be- 
schreibungen wichtiger Ver- 
waltungsdienstleistungen. • 
Formulare und online-Dienste. 
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KURZ     &     BÜNDIG 

ANSTIEG DER INSOL- 
VENZEN hält weiter an. 
Pur Juli 2003 wurden von 
den deutschen Amtsgerich- 
ten nach Mitteilung des 
Statistischen Bundesamtes 
^•186 Insolvenzfälle gemel- 
det, davon 3.584 von Unter- 
nehmen und 5.602 von ande- 
rn Schuldnern. Dies ist ge- 
genüber Juli 2002 eine Zu- 
nahme der Gesamtzahl der 
Insolvenzen um 20,8%, der 
Unternehmensinsolvenzen 
um 8,5% und der Insolven- 
zen der anderen Schuldner 
um 30,2%. Insbesondere die 
Zahl der Verbraucherinsol- 
venzen lag dabei um 55,1% 
höher als vor Jahresfrist. 

RENTENKÜRZUNG 
unzumutbar. Beinahe zwei 
Drittel der Bundesbürger 
(62 Prozent) halten die von 
der Regierung geplante 
Rentenkürzung im kom- 
menden Jahr für unzumut- 
bar. In einer Umfrage von 
Infratest-Dimap für die 
ARD-"Tagesthemen" ga- 
ben lediglich 32 Prozent der 
Befragten an, der Verzicht 
auf eine Rentenerhöhung 
2004 in Kombination mit 
einer höheren Eigenleis- 
tung der Rentner bei der 
rflegeversicherung sei zu- 
mutbar. 

ARBEITSLOSIGKEIT 
steigt 2004. Die sechs füh- 
renden     deutschen     Wirt- 

schaftsforschungsinstitute 
gehen trotz eines konjunktu- 
rellen Aufschwungs von ei- 
ner steigenden Arbeitslosig- 
keit im kommenden Jahraus. 
Danach wächst die Wirt- 
schaft um 1,7 Prozent, wo- 
von allerdings 0,6 Prozent- 
punkte auf den Wachstum- 
seffekt von vier zusätzlichen 
Arbeitstagen im Jahr 2004 
entfallen. Die Institute sagen 
einen weiteren Anstieg der 
Arbeitslosenzahl um rund 
50.000 im Jahresdurchschnitt 
auf 4,45 Millionen voraus. 
Die Zahl der Arbeitsplätze 
werde noch einmal um rund 
100 000 zurückgehen. 

ARBEITSPLÄTZE statt 
Weihnachtsgeld. Mehr als 
zwei Drittel der Deutschen 
(67 Prozent) würden auf 
Weihnachtsgeld verzichten, 
wenn sie damit Arbeits- 
plätze im eigenen Unterneh- 
men retten könnten. 

START ONLINE-UM- 
FRAGE „Perspektive 
Deutschland". Unter Schirm- 
herrschaft von Altbunde- 
spräsident Richard von 
Weizsäcker ist am Donners- 
tag in Berlin die Online-Um- 
frage „Perspektive Deutsch- 
land" gestartet worden, die 
bis 31. Dezember läuft. Bei 
der nach Angaben der Ver- 
anstalter größten gesell- 
schaftspolitischen Internet- 
Befragung   der   Welt   soll 

die Reformbereitschaft der 
Deutschen erkundet wer- 
den. Zur Umfrage geht es 
unter www.perspektive- 
deutschland.de. 

HÖHERE RENTENBEI- 
TRÄGE kosten 200.000 
Jobs. Holger Schäfer vom 
Institut der deutschen Wirt- 
schaft (IW) hält einen Ab- 
bau von bis zu 200.000 Jobs 
für möglich. „Höhere Bei- 
träge würden die anziehende 
Konjunktur wieder abbrem- 
sen", sagte er zur Begrün- 
dung. Auch der Vorsitzende 
des Wirtschaftsausschusses 
im Bundestag, Rainer Wend 
(SPD), lehnt höhere Ren- 
tenbeiträge ab. „Das wäre 
eine typisch sozialdemokra- 
tische Ausweichreaktion", 
sagte Wend dem „Tages- 
spiegel". 

MITGLIEDERVERLUS- 
TE bei Gewerkschaften. Die 
großen Gewerkschaften ha- 
ben in diesem Jahr bereits 
mehr als 180.000 Mitglieder 
verloren. Allein der IG Me- 
tall mit derzeit 2,59 Milli- 
onen Mitgliedern gehören 
90.000 weniger Menschen 
an als am Jahresanfang. Die 
Dienstleistungsgewerkschaft 
ver.di verzeichnet ein Mi- 
nus von 50.000 Mitgliedern 
(jetzt 2,69 Millionen), bei 
der IG Bergbau, Chemie, 
Energie (IG BCE) sind es 
30.000. 
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KONRAD-ADENAUER-STIFTUNG 

POLITIK  UND   BERATUNG 

PuB - die neue Denkfabrik 
Politische Entscheidungs- 
prozesse in modernen und 
hoch technisierten Ge- 
sellschaften machen eine 
wissenschaftlich fundier- 
te und anwendungsorien- 
tierte Politikberatung un- 
abdingbar. 

Die immer komplexer 
werdenden nationalen und 
internationalen Herausfor- 
derungen verleihen dem Rat 
von Experten eine stetig 
wachsende Bedeutung. Die 
Konrad-Adenauer-Stiftung 
trägt diesen Erfordernissen 
Rechnung und hat ihr Netz- 
werkwissen und ihre Bera- 
tungskompetenz in der neu- 
strukturierten Hauptabtei- 
lung „Politik und Beratung" 
(PuB) in Berlin gebündelt. 
Dort werden praxisorien- 
tierte Lösungsansätze für 
aktuelle Fragestellungen in 
den Bereichen Innenpolitik, 
Gesellschaftspolitik, Wirt- 
schaftspolitik, Europäische 
Integration sowie Außen- 
und Sicherheitspolitik er- 
arbeitet. Rund 20 Wissen- 
schaftler sind in vier Ar- 
beitsgruppen gegliedert, die 
sowohl Politikberatung, 
wie auch Politikerberatung 
bieten. 

Die Schwerpunkt-Auf- 
gaben der neuen Hauptab- 
teilung sind: 

Konrad 
-Adenauer- 

Stiftung 

I. Analyse und Beratung 

Politik und Beratung ana- 
lysiert langfristige innen-, 
gesellschafts-, wirtschafts-, 
außen- und sicherheitspoliti- 
sche Entwicklungen und 
speist die erarbeitete Exper- 
tise in politische Entschei- 
dungsprozesse (Parlament, 
Administration, Partei) ein. 
Darüber hinaus werden der 
vorpolitische Raum und die 
jeweiligen „Communities" 
für politische Herausforde- 
rungen sensibilisiert. Dabei 
kommen folgende Instru- 
mente zum Einsatz: 

Kurzpapiere und schrift- 
liche Analysen, direkte poli- 
tische Beratung über politi- 
sche Gremien und bilaterale 
Kontakte, Konferenzen und 
Tagungen, in denen Exper- 
tenwissen gesammelt und zu 
operationalisierbaren Emp- 
fehlungen aufbereitet wird. 

II. Ideenwerkstatt 

Im Sinne einer Antennen- 
funktion  werden  politisch 

bedeutsame Entwicklungen 
und Zukunftsfragen identi- 
fiziert und artikuliert, um da- 
mit als politisches Früh- 
warnsystem für politische 
Entscheidungsträger zu die- 
nen. Zu diesem Zweck hält 
die Hauptabteilung enge 
Verbindungen zur Wissen- 
schaftslandschaft und zu 
den „Denk fabri ken" in 
Deutschland sowie zu den 
„Think Tanks" im Ausland. 

III. Politikvermittlung 

Vielschichtige und kon- 
troverse politische Entschei- 
dungen bedürfen nicht allein 
der inhaltlichen Vorberei- 
tung, sondern auch der Ver- 
mittlung in die breite Öffent- 
lichkeit, damit politisches 
Handeln transparent wird. 
Mit Artikeln in Fachzeit- 
schriften oder Tagespresse, 
mit Vorträgen vor Multipli- 
katoren oder mit Auftritten in 
Hörfunk und Femsehen er- 
läutern Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Hauptabtei- 
lung Politik und Beratung 
schwierige Zusammenhänge 
in verständlicher Form und 
fördern damit den öffentli- 
chen Diskurs als Kernele- 
ment demokratischer Ent- 
scheidungsfindung. 
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ANDREAS   STORM 

HILDEGARD   MüLLER 

GERALD   WE iß: 

Kahlschlag 
bei der Rente 

£u den Beschlüssen des 
gestrigen Rentengipfels 
der Bundesregierung er- 
klärten der Vorsitzende 
der Arbeitsgruppe Ge- 
sundheit und Soziale Si- 
cherung der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion sowie 
d Je zuständigen Berichter- 
statter: 

Nachdem die Bundesre- 
gierung mit ihrer verfehlten 
" irtschafts- und Finanzpo- 
litik der letzten fünf Jahre 
die gesetzliche Rentenversi- 
cherung in die größte Fi- 
nanzkrise seit Bestehen der 
Bundesrepublik geführt hat, 
greift sie - wie in den ver- 
gangenen beiden Jahren - 
erneut zu völlig willkürli- 
chen Notmaßnahmen, um 
den Rentenbeitrag in den 
Griff zu bekommen. Erst- 
mals in ^er Geschichte der 
Bundesrepublik werden die 
Renten gekürzt. Außerdem 
wird die finanzielle Eigen- 
händigkeit der gesetzlichen 
Rentenversicherung in Fra- 
ge gestellt. Dieser Kahl- 
schlag bei der Rente - ge- 
rade einmal zwei Jahre nach 
der angeblichen Jahrhun- 
dertrentenreform - ist ein 
einmaliger       rentenpoliti- 

scher Offenbarungseid der 
Bundesregierung. 

Im nächsten Jahr erhalten 
die Rentner nicht nur kei- 
ne Rentenanpassung mehr, 
sondern ihre Renten werden 
sogar um 0,85 Prozentpunk- 
te gekürzt. Neben der Ver- 
schiebung der Rentenanpas- 
sung 2004 auf den 1.1.2005 
müssen die Rentner ab 1.4. 
2004 ihre Pflegeversiche- 
rungsbeiträge allein zahlen. 
Der bisherige hälftige Anteil 
der Rentenversicherung ent- 
fällt. Eine solche willkürli- 
che Rentenkürzung wird die 
Union nicht mitmachen. 

Die beschlossene Absen- 
kung der Schwankungsre- 
serve auf nur noch 0,2 Mo- 
natsausgaben bedeutet nichts 
anderes als den Anfang vom 
Ende der eigenständigen ge- 
setzlichen Rentenversiche- 
rung. Die Rentenversiche- 
rung wird damit in die näch- 
ste Finanzkrise geführt, weil 
sie bei diesem Schritt ge- 
zwungen ist, ihr letztes Ta- 
felsilber, nämlich ihre Woh- 
nungsbeteiligungen, zu ver- 
äußern. 

Die Reserve hat die Auf- 
gabe, Beitragssatzsteigerun- 
gen abzupuffern. Um diese 

Puffer-Funk- 
tion zu erfüllen, 
ist die Reserve 
eher zu niedrig 
und müsste mit- 
telfristig ange- 
hoben werden. 

Genau dies haben sowohl 
die Rürup-Kommission als 
auch die Herzog-Kommis- 
sion in ihren Abschlussbe- 
richten gefordert. Die Re- 
gierung macht nun das ge- 
naue Gegenteil. 

Nach einer Absenkung 
der Reserve auf nur noch 
rd. 3 Mrd. Euro hinge die 
Rente bei jeder auch nur 
geringfügigen Konjunktur- 
verschlechterung am Tropf 
des Bundesfinanzministers. 
Die Frage, ob es eine Rente- 
nerhöhung gibt und wie 
hoch diese ausfällt, würde je 
nach Kassenlage des Bun- 
deshaushalts entschieden. 
Diskussionen über die Ein- 
führung eines Nachhaltig- 
keitsfaktors in der neuen 
Rentenformel kann man 
sich dann eigentlich sparen. 

Die Verschiebung der 
Rentenauszahlung für Neu- 
rentner auf das Monatsende 
ist allein finanziellen Zwän- 
gen geschuldet und macht 
die Betroffenen zu Rentnern 
zweiter Klasse. Durch die 
Rücknahme des Gesetzesbe- 
schlusses vom vergangenen 
Freitag, in dem die Reduzie- 
rung des Bundeszuschusses 
um 2 Mrd. Euro verabschie- 
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det wurde, beweist die Ko- 
alition zudem einmal mehr 
die Kurzatmigkeit ihrer Poli- 
tik. Eine Verfallszeit von le- 
diglich 48 Stunden bei Ge- 
setzesbeschlüssen ist wohl 
einmalig. 

Erfreulich ist, dass die 
Bundesregierung endlich be- 
reit ist, das Urteil des Bun- 
desverfassungsgerichts zur 
Rentenbesteuerung umzu- 
setzen und ihre total verkork- 
ste Riester-Rente grundle- 
gend zu vereinfachen. Um 
die Frage einer Anhebung 
der gesetzlichen Altersgren- 
ze auf 67 Jahre hat sich die 
Regierung durch das Auf- 
schieben einer Entscheidung 
bis 2010 aber ebenso herum- 
gedrückt wie um eine stär- 
kere Berücksichtigung von 
Kindererziehungszeiten bei 
der Rente. Die Rentenbe- 
schlüsse der Bundesregie- 
rung sind deshalb völlig un- 
zureichend und noch keine 
Blaupause für eine langfri- 
stige und nachhaltige Re- 
form der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung. 

KATHERINA  REICHE: 

Freiheit der 
Forschung bei- 

behalten 

Die bildungs- und for- 
schungspolitische Spre- 
cherin der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion    erklärte 

zur Anhörung „Neuord- 
nung der bildungs- und 
forschungspolitischen Zu- 
ständigkeiten" des Aus- 
schusses für Bildung, For- 
schung und Technikfolgen- 
abschätzung: 

Die       Forschung       in 
Deutschland braucht keine 
Entflechtung sondern mehr 
Verflechtung.  Die  Freiheit 
der   Forschung    garantiert 
durch Artikel 5 Absatz 3 GG 
wird in höherem Maße durch 
eine Mischfinanzierung als 
durch   einseitig   institutio- 
nelle Abhängigkeiten garan- 
tiert. Das bisherige Verant- 
wortungs-    und    Finanzie- 
rungssystem von Bund und 
Ländern hat sich bewährt und 
soll erhalten bleiben. In ei- 
nem System von „checks and 
balances" ist Wissenschafts- 
freiheit am besten zu garan- 
tieren. Das ist die Auffassung 
der Sachverständigen, auch 
der von SPD und Bündnis 
90/Die Grünen. 

Die bisherige gemein- 
same Bildungsplanung in 
der Bund-Länder-Kommis- 
sion (BLK) kann entfallen 

und von den Ländern allein 
übernommen werden. Büro- 
kratischer Aufwand für den 
Abstimmungsprozess und 
Ertrag der Ergebnisse im 
Bereich Bildung stehen in 
keinem Verhältnis. 

Die Gemeinschaftsauf- 
gabe Hochschulbau muss 
entgegen der Position des 
Bundes erhalten bleiben. 
Die Abschaffung würde den 
Abbruch des Aufholpro- 
zesses in den neuen Län- 
dern bedeuten. Zudem ge- 
riete die Drittmittelfähigkeit 
der Hochschulen in Gefahr. 

Die berufliche Bildung 
muss im Zuständigkeitsbe- 
reich des Bundes bleiben. 
Eine Rechtszersplitterung 
durch divergierende Län- 
derregelungen wäre ein 
Rückschritt. 

GüNTER   KRINGS: 

Deutschland - 
generationen- 

gerecht! 

Anlässlich der Verab- 
schiedung des Papiers 
„Deutschland - generatio- 
nengerecht!" auf der Klau- 
surtagung der Jungen 
Gruppe der CDU/CSÜ- 
Bundestagsfraktion er- 
klärte der Vorsitzende der 
Jungen Gruppe: 

Die Junge Gruppe fordert 
in ihrem auf einer Klausur- 
tagung beschlossenen Pos'' 
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tionspapier „Deutschland - 
generationengerecht!", dass 
bei den anstehenden Refor- 
men in den vier Zweigen der 
Sozialversicherung alle Ge- 
nerationen - entsprechend 
ihrem Leistungsvermögen - 
ihren Beitrag erbringen 
müssen. Wenn jetzt nicht 
grundlegend umgesteuert 
wird, würde die Altersarmut 
in Deutschland in wenigen 
Jahrzehnten zu einem Mas- 
senproblem werden. Die 
Junge Gruppe betont, dass 
bei allen anstehenden Refor- 
men die Jungen - aufgrund 
ihrer noch längeren Leben- 
serwartung - den größten 
Beitrag leisten werden. 

Ausgangspunkt aller Re- 
formvorschläge ist die Er- 
kenntnis, dass die Grundla- 
gen des Generationenvertra- 
ges, nämlich eine weitestge- 
hende Vollbeschäftigung 
und eine intakte Alterspyra- 
mide in Deutschland, schon 
Seit Jahren nicht mehr gege- 
ben sind. Bei der Überprü- 
fung aller sozialen Siche- 
"^ngssysteme ist dem Krite- 
rium der Demographieanfäl- 

ligkeit Rechnung zu tragen. 
In der Krankenversiche- 

rung fordert die Junge 
Gruppe mittelfristig einen 
Systemwechsel hin zu ei- 
nem Prämienmodell. Denn 
nur ein Prämienmodell kann 
Altersrückstellungen schaf- 
fen und ist somit demogra- 
fiefest. Darüber hinaus bie- 
tet das Modell der Gesund- 
heitsprämie die Chance, die 
Krankenversicherungsbei- 
träge von den Lohnkosten 
abzukoppeln und damit Ar- 
beit wieder kostengünstiger 
zu machen. Notwendig er- 
scheint der Jungen Gruppe 
darüber hinaus ein Paradig- 
menwechsel weg von einem 
Vollkaskoverständnis und 
der Standardsicherung hin 
zu einer echten Risikoabsi- 
cherung. Nur die größeren 
Krankheitsrisiken werden in 
Zukunft noch von der Kran- 
kenversicherung getragen 
werden können. 

Auch die Pflegeversiche- 
rung ist vor dem Hinter- 
grund der demografischen 
Entwicklungen so nicht 
mehr finanzierbar und ist 
deshalb in eine verpflich- 
tende Privatversicherung zu 
überführen. 

Bei der Rentenversiche- 
rung fordert die Junge 
Gruppe die schnellstmögli- 
che Wiedereinführung des 
demografischen Faktors, der 
die Entwicklung in der Al- 
terspyramide abbildet. Um 

die Rentenkassen dauerhaft 
wieder zu stabilisieren, ist es 
unumgänglich, dass die Le- 
bensarbeitszeit in Deutsch- 
land wieder spürbar ansteigt. 
Um Arbeitgeber zu bewe- 
gen, wieder mehr ältere 
Menschen zu beschäftigen, 
ist es nach Auffassung der 
Jungen Gruppe unabding- 
bar, das starre Korsett des 
Arbeits- und Sozialversiche- 
rungspaktes aufzubrechen: 
Die Flexibilisierung des 
Kündigungsschutzes, die 
verstärkte Orientierung der 
Entlohnung an der Lei- 
stungsfähigkeit der Arbeit- 
nehmer und Abschläge auf 
die Lohnnebenkosten kön- 
nen solche Anreize schaffen. 

Die Reformen in den So- 
zialversicherungssystemen 
müssen dabei von einer För- 
derung der Familien in 
Deutschland, einer grundle- 
genden Stärkung der Bildung 
sowie einer Verlängerung 
der Wochen- und Lebensar- 
beitzeit flankiert werden. 

Als politisches Instru- 
mentarium zur Durchset- 
zung von mehr Generatio- 
nengerechtigkeit fordert die 
Jungen Gruppe die Ein- 
führung einer jährlich vorzu- 
legenden Generationenbi- 
lanz, eine generelle Genera- 
tionenverträglichkeitsprü- 
fung bei Gesetzentwürfen 
sowie einen „Zukunftsaus- 
schuss" als Querschnittsaus- 
schuss des Bundestages. 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Rome/Canasta-Spielkarten 

Bestell-Nummer: 9261 
Preis je 5 Stück: 

inkl. MwSt.: 
Uno 
Uno 

RESTP0STE/v, 

Skatspiel „Deutsches Blatt" 

Bestell-Nummer: 9507^    ^ 
Preis je      50 Stück: TO/uM 7-0 jOO   U>U> 

inkl. MwSt.: 23Ä€ ZXj'LQ  Uno 

RESTPOSTEN! 

RESTPOSTEN'- 

Skatspiel „Französisches Blatt" 

Bestell-Nummer: 9540 
Preis je       50 Stück: 2 

inkl. MwSt.: 2 
oo Uno 
£0 Uno 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Straßenatlas Deutschland 
Mit Durchfahrtsplänen der Ballungszentren 

Bestell-Nummer: 9260 
Preis je 10 Stück: 15,00 € 
inkl. MwSt.: 17,40 € 

Papiertaschentücher 

Bestell-Nummer: 9637 
Preis je 126 Stück: 23,00 € 
inkl. MwSt.: 26,68 € 

Mit uns 
fährt man 

besser. 

Parkscheibe 
„Mit uns fährt man besser" 

Bestell-Nummer: 9814 
Preis je 100 Stück: 28,63 € 
inkl. MwSt.: 33,21 € 

CDU-Regenschirm 

Bestell-Nummer: 9658 
Preis je 1 Stück: 7,70 € 
inkl. MwSt.: 8,93 € 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Windbreaker „CDU" 

100% Nylon, dunkelblau, Futterstoff dunkelblau: 65% Polyester, 35% Baumwolle. 
Ausstattung: Vorder und Taschenreissverschluss.Bündchenregulierung durch Zugband, mit Stopper und integrierter 
Kapuze. 

Bestell-Nummer Größe L: 9840 
Bestell-Nummer Größe XL: 9g** 
Bestell-Nummer Größe XXL: 98» 

Preis je 1 Stück: 28,00 € 
inkl. MwSt.: 32,48 € 

Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. 

BESTELLANSCHRlF1 

arvato logistics services 
Bertelsmann-VersandzentrW" 

Postfach 1I62J3759 Versniold 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 


